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(2) Kommt der Täter der Verpflichtung nicht nach, kann 
dies bei erneuter Straffälligkeit als straferschwerender Um­
stand berücksichtigt werden. §_35 Absatz 4 Ziffer 5 und § 45 
Absatz 6 Ziffer 2 bleiben unberührt.

2. A b s c h n i t t

Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 
Organ der Rechtspflege

§28

Voraussetzungen der Übergabe an gesellschaftliche 
Organe der Rechtspflege

(1) Über Vergehen beraten und entscheiden die gesell­
schaftlichen Organe der Rechtspflege, wenn im Hinblick auf 
die eingetretenen Folgen und die Schuld des Täters die Hand­
lung nicht erheblich gesellschaftswidrig ist und wenn unter 
Berücksichtigung der Tat und der Persönlichkeit des Täters 
eine wirksame erzieherische Einwirkung durch das gesell­
schaftliche Organ der Rechtspflege zu erwarten ist. Diese 
Sachen sind durch die staatlichen Organe der Rechtspflege zu 
übergeben, wenn der Sachverhalt vollständig aufgeklärt ist 
und der Täter seine Rechtsverletzung zugibt. Bei fahrlässigen 
Straftaten kann die Sache einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege auch dann übergeben werden, wenn ein erheb­
licher Schaden eingetreten ist, jedoch die Schuld des Täters 
infolge außergewöhnlicher Umstände gering ist.

(2> Unter diesen Voraussetzungen beraten und entscheiden 
die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege über alle Ver­
gehen, insbesondere über
— Vergehen gegen das sozialistische und persönliche Eigen­

tum;

— Körperverletzungen;

— Verletzungen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

(3) Eine Übergabe kann insbesondere erfolgen, wenn Ver­
pflichtungen der Arbeitskollektive, der Hausgemeinschaften, 
der Brigaden oder anderer Kollektive eine erfolgreiche Er­
ziehung des Rechtsverletzers gewährleisten und die Rechte 
und Interessen der Bürger und der Gesellschaft gewahrt wer­
den.

(4) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege beraten 
und entscheiden auch über Verfehlungen.

§29

Erziehungsmaßnahmen

(1) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege können 
im Ergebnis ihrer Beratung über Vergehen folgende Erzie­
hungsmaßnahmen festlegen:

1. Die Verpflichtung des Bürgers, sich bei dem Geschädig­
ten oder vor dem Kollektiv zu entschuldigen, wird bestä­
tigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.

2. Die Verpflichtung des Bürgers, Schadenersatz in Geld 
nach den Rechtsvorschriften zu leisten oder den angerich­
teten Schaden durch eigene Arbeit wiedergutzumachen, 
wird bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht aufer­
legt.

3. Die Verpflichtung des Bürgers, in seiner Freizeit bis zu 
20 Stunden unbezahlte gemeinnützige Arbeit zu leisten, 
wird bestätigt.

4. Andere Verpflichtungen des Bürgers, die darauf gerich­
tet sind, ein dem sozialistischen Recht entsprechendes 
Handeln zu entwickeln, zu fördern und zu gewährleisten, 
werden bestätigt.

5. Dem Bürger w.ird eine Rüge erteilt.

6. Dem Bürger wird die Pflicht auferlegt, eine Geldbuße 
von 10 bis zu 500 Hark zu zahlen.

(2) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege können 
Verpflichtungen einer Brigade, einer Hausgemeinschaft oder 
eines anderen Kollektivs oder eines Bürgers zur Erziehung 
des Rechtsverletzers bestätigen.

(3) Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergutmachung 
des Schadens erfolgt im Einvernehmen mit dem Geschädig­
ten.

(4) Die gesellschaftlichen Organe der Rechtspflege können 
Empfehlungen an die Leiter der Betriebe, der staatlichen Or­
gane und Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften 
und die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen ge­
ben. Diese sind verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen 
schriftlich dazu Stellung zu nehmen.

3. A b s c h n i t t  

Strafen ohne Freiheitsentzug
\

§30

Anwendungsbereich und Zweck der Strafen 
ohne Freiheitsentzug

(1) Strafen ohne Freiheitsentzug werden unter Berücksich­
tigung der Schwere der Tat und der Schuld des Täters gegen­
über Personen angewandt, die ein Vergehen aus Undiszipli­
niertheit, Pflichtvergessenheit, ungefestigtem Verantwor­
tungsbewußtsein oder Unachtsamkeit oder wegen besonderer 
persönlicher Schwierigkeiten begehen.

(2) Ist das Vergehen Ausdruck eines hartnäckigen diszi­
plinlosen Verhaltens des Täters, kann eine Verurteilung auf 
Bewährung nur ausgesprochen werden, wenn sie zur wirk­
samen erzieherischen Einflußnahme auf den Täter mit der 
Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz oder einer 
Bürgschaft verbunden wird.

(3) Zweck der Strafen ohne Freiheitsentzug ist es, den Tä­
ter zur eigenen Bewährung und Wiedergutmachung anzuhal­
ten, damit er künftig seiner gesellschaftlichen Verantwortung 
gerecht wird. Die Strafen ohne Freiheitsentzug tragen dazu 
bei, die erzieherische Kraft der sozialistischen Kollektive und 
gesellschaftlichen Organisationen zur Überwindung von 
Rechtsverletzungen zu entfalten.

§31

Bürgschaft

(1) Kollektive der Werktätigen oder einzelne zur Erziehung 
des Täters geeignete Personen können die Bürgschaft über 
den Täter übernehmen und dem Gericht Vorschlägen, eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug auszusprechen.

(2) Bestätigt das Gericht im Urteil die Übernahme der 
Bürgschaft, sind das Kollektiv oder der Bürge, der sie bean­
tragt hat, verpflichtet, die Erziehung des Täters zu gewähr­
leisten.

(3) Die durch die Bürgschaft übernommene Verpflichtung 
erlischt nach Ablauf eines Jahres. Bei Verurteilung auf Be­
währung kann sie für eine längere Dauer, jedoch nicht über 
die Bewährungszeit hinaus bestätigt werden.

(4) Entzieht sich der Verurteilte der Bewährung und Wie­
dergutmachung, kann das Kollektiv oder der Bürge beim 
Gericht den Vollzug der mit einer Verurteilung auf Bewäh­
rung angedrohten Freiheitsstrafe beantragen.

(5) Das Gericht bestätigt auf Antrag des Kollektivs oder 
des Bürgen das Erlöschen der Bürgschaft, wenn die Voraus-


